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Autorengemeinschaft*) 
Vorbemerkung 
In der vorliegenden Modellrechnung wird aufgezeigt, mit welchen Veränderungen der wichtigsten 
Arbeitsmarktaggregate im Jahre 1975 unter bestimmten Annahmen zu rechnen ist. In einer „Grund-
prognose“ wird — der jüngsten Vorausschätzung des Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung folgend und in Übereinstimmung mit der gegenwärtig vor-
herrschenden Meinung — von einem Anstieg des realen Bruttoinlandsprodukts um 2 % im Jahre 
1975 ausgegangen. Dies entspricht auch der Einschätzung der Bundesregierung in ihrem Jahres-
wirtschaftsbericht 1975. 
Unterstellt wird weiterhin insbesondere, daß sich die Reaktionen der Beteiligten am Arbeitsmarkt 
auf gegebene wirtschaftliche Konstellationen gegenüber den zuletzt beobachteten nicht wesentlich 
verändern werden; dies bezieht sich insbesondere auf die Verteilung des zu erwartenden Beschäf-
tigungsrückgangs auf Arbeitslose, Stille Reserven und Rückwanderungen von ausländischen Arbeit-
nehmern in ihre Heimatländer. Hauptzweck dieser Untersuchung ist, durch das Aufzeigen der viel-
fältigen Bedingtheiten und der gegenseitigen Abhängigkeiten der Aggregate voneinander auch 
Ansatzpunkte und Spielräume für Steuerungseingriffe aus arbeitsmarktpolitischer Sicht heraus-
zuarbeiten. 
Es sei ausdrücklich betont, daß die hier vorgelegten Berechnungen und Überlegungen der unter-
zeichneten Autoren keine offizielle Prognose der Bundesanstalt für Arbeit darstellen. 
Die Untersuchung wurde im IAB durchgeführt. 
Ergebnisse 
Im Jahre 1974 haben Beschäftigungsabbau, Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit das ganze Jahr über 
zugenommen. Zum Jahresende dürften — abgesehen von der üblichen Saisonkomponente — nur 
94 % des potentiellen Arbeitsvolumens in Anspruch genommen worden sein. Wie lange und mit 
welcher Intensität sich diese Entwicklung über die Jahreswende hinaus fortsetzen wird, läßt sich 
gegenwärtig nur mit großen Einschränkungen abschätzen, zumal heute nicht abzusehen ist, ob und 
gegebenenfalls welche weiteren Maßnahmen zur Wiederbelebung der Wirtschaft bzw. zur direkten 
Förderung des Arbeitsmarktes hinzutreten werden. 
Nach dem Jahresgutachten 1974/75 des Sachverständigenrates wird die gesamtwirtschaftliche Nach-
frage nach Gütern und Dienstleistungen 1975 um 2% zunehmen (1. Halbjahr ± 0%, 2. Halb-
jahr + 3½ %). 
Bei einer Zunahme der Produktivität (reales Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde) um 
4½ % (1. Halbjahr 4%, 2. Halbjahr 4½%) resultiert hieraus ein Rückgang des erforderlichen 
Arbeitsvolumens um 2,7 % (1. Halbjahr —4,1 %, 2. Halbjahr —1,2 %). Unter der Annahme, daß 
auch im 1. Halbjahr 1975 Kurzarbeit stark in Anspruch genommen wird, errechnet sich ein Rück-
gang der Erwerbstätigen um insgesamt l,9% oder ca. 490000 Personen (1. Halbjahr —680000 
Personen, 2. Halbjahr —300 000 Personen). 
Das deutsche Erwerbspersonenpotential geht 1975 nur noch geringfügig um 20 000 Personen zurück 
(1. Halbjahr —40 000, 2. Halbjahr ±0); von 1976 an ist — anders als in den letzten Jahren, als 
ein vorübergehender konjunktureller Arbeitskräfteüberschuß teilweise durch gleichzeitigen Po-
tentialrückgang ausgeglichen werden konnte — wieder mit einem Anstieg des deutschen Erwerbs-
personenpotentials zu rechnen. Wachstumsschwächen werden sich deshalb in Zukunft weit stärker 
auf dem Arbeitsmarkt auswirken als in der Vergangenheit. 
Die Zahl der registrierten Arbeitslosen wird 1975 noch einmal ansteigen, und zwar nach unseren 
Schätzungen um ca. 230 000 auf ca. 800 000 Personen im Jahresdurchschnitt (Anstieg im 1. Halb-
jahr um 370 000 auf 900 000 Personen, im 2. Halbjahr um 90 000 auf 700 000 Personen). Dabei 
nimmt die Zahl der ausländischen Arbeitslosen überdurchschnittlich zu. 
Auch die Stille Reserve wird im Jahresdurchschnitt 1975 ansteigen (um 70 000 auf über 300 000 
Personen), im Zusammenhang mit den im letzten Jahr erkennbaren veränderten Verhaltensweisen 
jedoch nicht so stark, wie es aufgrund der Entwicklung 1966/67 zu erwarten gewesen wäre. 
Bei den ausländischen Erwerbstätigen ist angesichts der Entwicklungstendenzen mit einem — im 
Verlauf des Jahres gleichmäßigen — Abbau um 250 000 Personen zu rechnen. Bei einem Jahres-
endstand von 2,1 Mio. Personen werden im Durchschnitt 1975 noch 2,2 Mio. Ausländer in der 
Bundesrepublik beschäftigt sein. (Höchststand im 2. Halbjahr 1973: 2,6 Mio. Personen.) Der Aus-
lastungsgrad des potentiellen Arbeitsvolumens wird im Jahresdurchschnitt 1975 knapp 95 % be-
tragen. 
Ein Überschuß im Arbeitskräfteangebot, der auf ein Defizit im gesamtwirtschaftlichen Wachstums-
tempo zurückzuführen ist, birgt — bei gegenüber früher besserer Arbeitsplatzsicherung älterer 
*)  Hans-Uwe Bach, Christian Brinkmann, Hans Kohler, Lutz Reyher, Eugen Spitznagel; Anhang: Gerhard Kühlewind. 
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60 Arbeitnehmer — insbesondere die Gefahr, daß der Übergang aus dem Bildungs- in das Beschäfti-
gungssystem erschwert wird. Erste Anzeichen einer derartigen Entwicklung findet man bereits 
in den jüngsten Statistiken zur Struktur der Arbeitslosigkeit. Die im Anhang aufgeführten Infor-
mationen lassen erkennen, daß aus demographischen Gründen in den nächsten Jahren eher eine 
Verschärfung des Problems der Eingliederung von Jugendlichen in das Ausbildungs- und Beschäfti-
gungssystem zu erwarten ist. Infolge einiger Sonderfaktoren wird 1975 diese Verschärfung eher 
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Die von den drastischen Energie- und Rohstoffpreisstei-
gerungen ausgelösten Strukturanpassungen und die Be-
mühungen von Bundesregierung und Bundesbank, die 
weltweite Teuerungswelle abzuwehren, haben tiefe Spu-
ren auf dem Arbeitsmarkt der Bundesrepublik hinterlas-
sen. Die Zahl der Arbeitslosen hat 1974 ein Niveau er-
reicht, das hier zuletzt in den späten 50er Jahren registriert 
worden war. 3,5 % des verfügbaren Arbeitsvolumens 
wurden im Jahresdurchschnitt 1974 nicht eingesetzt. Mehr 
noch beunruhigte die Entwicklungstendenz: Beschäf-
tigungsabbau, Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit haben das 
ganze Jahr über zugenommen. Zum Jahresende dürften 
— abgesehen von der üblichen Saisonkomponente — nur 
94 % des potentiellen Arbeitsvolumens in Anspruch ge-
nommen worden sein. Wie lange und mit welcher Inten-
sität sich diese Entwicklung über die Jahreswende hinaus 
fortsetzen wird, läßt sich gegenwärtig nur mit großen Ein-
schränkungen abschätzen. Sicher ist der wirtschafts- und 
geldpolitische Kurswechsel: Die immer bedrohlicher wer-
dende, offensichtlich nicht allenthalben so erwartete Ent-
wicklung am Arbeitsmarkt hat dem Beschäftigungsgrad 
nun wieder mehr Gewicht im gesamten Zielebündel ver-
schafft, als ihm lange Zeit zugemessen worden war. Un-
sicher bleibt dagegen vorerst noch — sieht man einmal 
von der labilen weltwirtschaftlichen Konstellation ab —, 
welche Impulse von den im Dezember in Kraft getretenen 
Maßnahmen zur Konjunkturbelebung in der Bundesrepu-
blik und wichtigen Partnerländern sowie von Steuer- und 
Kindergeldreform direkt und indirekt auf Nachfrage, 
Produktion und letztlich auf den deutschen Arbeitsmarkt 
ausgehen werden. In den bislang hierzu erfolgten Äuße-
rungen der Wirtschaft wie auch der Wirtschaf tsforschungs-
institute überwiegt die Skepsis. Quantitative Prognose-
revisionen liegen noch nicht vor. 
Wie stets haben auch für das Jahr 1975 zu erstellende Pro-
gnosen konditionalen Charakter, zumal heute nicht abzu-
sehen ist, ob und gegebenenfalls wann welche weiteren 
Maßnahmen hinzutreten werden, wenn die zunächst er-
hofften nachhaltigen Wirkungen ausbleiben sollten. Ist 
demnach der Unsicherheitsgrad in der Jahresprognose für 
1975 heute noch beträchtlich, so läßt sich doch — bedenkt 
man die üblichen Wirkungsverzögerungen derartiger 
Maßnahmen — die Entwicklung bis etwa zur Jahresmitte 
1975 auf der Grundlage bis zur Gegenwart beobachteter 
Tendenzen mit größerer Zuverlässigkeit abschätzen. 
Dies gilt jedenfalls für die zentralen Aggregate des Ar-
beitsmarktes. Selbst wenn sich der gesamtwirtschaftliche 
Klimaumschwung rasch und intensiv durchsetzen und schon 
bald auf Nachfrage und Produktion durchschlagen sollte, 
wäre zunächst kaum mit spürbaren Auswirkungen auf 
Beschäftigungszahl und Arbeitslosigkeit zu rechnen. Wie 
die Erfahrung zeigt, verfügen die Betriebe in einer der-
artigen Konjunkturphase einmal über beträchtliche „Pro-
duktivitätsreserven“: Steigen Nachfrage und Produk-
tion nach längerer Unterauslastung wieder an, dann ver-
suchen die Betriebe aller Erfahrung nach zunächst, den 
Anstieg der Produktion ohne Ausweitung des Beschäf-
tigungsvolumens, also durch rationelleren Einsatz der vor-
handenen Arbeitskräfte, zu bewältigen. Die Produktivi-
tät je eingesetzter Arbeitsstunde steigt schneller als üblich. 
Darüber hinaus stecken beträchtliche Reserven in der 
Arbeitszeitkomponente: Wurde in der vorangegangenen 
Abschwungphase die durchschnittliche Zahl von Arbeits-
stunden je Beschäftigten in Anpassung an den rückläufigen 
61 Bedarf an Arbeitsleistung durch Abbau von Überstunden, 
Kurzarbeit usw. reduziert, so läßt sich nun am Beginn eines 
Wiederaufschwungs umgekehrt durch die Rückkehr zur 
betriebsüblichen Arbeitszeit ebenfalls die Produktion aus-
weiten, ohne daß die Zahl von Beschäftigten erhöht wer-
den müßte. 
Inwieweit allerdings die zum Ende des abgelaufenen Jah-
res in Kraft getretenen Maßnahmen zur direkten Förde-
rung des Arbeitsmarktes — Lohnkostenzuschüsse und Mo-
bilitätszulagen — wie erhofft zur Verkürzung von Wir-
kungsverzögerungen und damit zur Vorverlagerung der 
Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt beitragen werden, ist 
bislang ungewiß. 
Soweit sich die Beschäftiger zu vorzeitiger Realisierung 
geplanter Erweiterungen ihrer personellen Kapazitäten 
veranlaßt sehen, könnte dies im 1. Halbjahr 1975 kurz-
fristig in gewissem Umfang den Arbeitsmarkt entlasten: 
Es würden zusätzliche „Produktivitätsreserven“ entste-
hen, deren Auslastung aufgrund der gegenwärtig für 1975 
erwartbaren Produktionsentwicklung allerdings frühe-
stens im 2. Halbjahr möglich sein dürfte. 
Fällt die Entwicklung der Nachfrage nach Gütern und 
Diensten andererseits noch ungünstiger aus als hier unter-
stellt, dann müßte mit noch stärkeren Ausschlägen auf 
dem Arbeitsmarkt gerechnet werden, denn der weitere Ab-
bau des Beschäftigungsvolumens schlägt dann, nachdem 
Produktivitätseinbußen und Arbeitszeitabbau ausge-
schöpft sind, stärker auf die Beschäftigtenzahl durch (vgl. 
Abschnitt 5). 
Wenn hier trotz all dieser Unwägbarkeiten dennoch von 
einer „Grundprognose“ für das Jahr 1975 ausgegangen 
wird — konkret sind es die Vorausschätzungen, die der 
Sachverständigenrat erst kürzlich veröffentlicht hat
1) —, 
dann geschieht dies vor allem, um mit diesem konsistenten 
Rahmen die Abschätzung von Erfordernissen und Spiel-
räumen für Steuerungseingriffe aus arbeitsmarktpoliti-
scher Sicht zu erleichtern. 
Nach wie vor stellt sich, zur Jahreswende 1974/75, die 
Frage nach Maßnahmen
2), die geeignet sind, gerechtere 
und damit gesellschaftlich erträglichere Formen und Ver-
teilungen des erzwungenen Verzichts auf Arbeit und Ein-
kommen herbeizuführen. Das jetzt erreichte Niveau der 
(registrierten) Arbeitslosigkeit (Ende 1974 rd. 950 000 
Arbeitslose)
3) wird angesichts der heute überschaubaren 
Ziele und Chancen für das gesamtwirtschaftliche Wachs-
tum und angesichts der Entwicklung des inländischen Ar-
beitskräftepotentials wie auch der Struktur der Arbeits-
losen nur sehr langsam wieder reduziert werden können, 
wenn nicht andere Möglichkeiten genutzt werden, das 
potentielle Arbeitsvolumen „zurückzunehmen“. Ermuti-
gende und richtungsweisende Beispiele hierzu hat die Bun-
desanstalt für Arbeit im Rahmen ihrer Kompetenzen im 
vergangenen Jahr gegeben (Kurzarbeit, Fortbildungsmaß-
nahmen für Arbeitslose etc., vgl. Abschnitt 3). 
Denkbar sind auch weitere, quantitativ weitaus stärker zu 
Buche schlagende Möglichkeiten gezielter Reduzierung des 
Arbeitspotentials, die im Einklang stehen könnten mit 
bereits fixierten Zielen und daher lediglich ein zeitliches 
l) Vgl. Jahresgutachten des Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 1974/75, S. 108 ff. 
2) Vgl. Autorengemeinschaft: Alternativrechnungen zur Gesamtentwicklung des 
Arbeitsmarktes 1974, in MittAB Heft 4/73, S. 281 ff. 
3) Die tatsächliche Zahl von Personen (Bruttoströme), die auf mehr oder weniger 
lange Dauer innerhalb des Jahres 1974 unfreiwillig Arbeitslosigkeit mit all 
ihren Konsequenzen hinnehmen mußten, ist weitaus größer, wie die 
Statistiken des Arbeitslosenzugans und der Arbeitsvermittlung erkennen 
lassen. 
Vorziehen ohnehin vorgesehener Entwicklungen in Anpas-
sung an die gegenwärtige, vorübergehende Arbeitsmarkt-
schwäche bedeuten würden. Solche Möglichkeiten liegen 
vor allem am unteren wie am oberen Ende der „Alters-
pyramide“ der Erwerbspersonen — Verlängerung der 
Ausbildungsdauer bzw. frühere Beendigung der Erwerbs-
tätigkeit —, außerdem, für das Gros der Erwerbstätigen, 
in den verschiedensten Formen der Arbeitszeitreduktion. 
Diese Alternativen zur Arbeitslosigkeit bedürfen dringend 
der Analyse bezüglich ihrer „Spielräume“, Kosten, Ver-
teilungsaspekte, erforderlicher Programm- und Rechts-
änderungen etc. 
Auch der vorliegende Aufsatz kann und soll hierzu Mate-
rialien beisteuern. Sie ergeben sich z. T. aus dem Rückblick 
auf das vergangene Jahr, der hier aus diesem Grunde einen 
etwas breiteren Raum als sonst einnimmt. 
In einem gesonderten Aufsatz wird an dieser Stelle in 
Kürze der Versuch unternommen, die tatsächlichen 
(Brutto-)Bewegungen am Arbeitsmarkt im Arbeitsmarkt-
Kontensystem des IAB nachzuweisen, soweit dies mit den 
zur Verfügung stehenden Statistiken möglich ist. Damit 
sollen in erster Linie Ansatzpunkte für denkbare Steue-
rungseingriffe sowie die jeweils zu beachtenden Größen-
ordnungen aufgezeigt werden. 
In einem weiteren Beitrag folgt auch der Regionalteil der 
75er Arbeitsmarkt-Prognose des IAB, in dem versucht 
wird, den regionalspezifischen Sonderproblemen der ge-
genwärtigen Arbeitsmarktlage nachzugehen. 
2. Rückblick auf das Jahr 1974 
Zur Jahreswende 1973/74 war der voraussichtliche Wirt-
schaftsablauf im Jahre 1974 sehr schwer abzuschätzen, 
denn weder Charakter und Ausmaß noch kurzfristige Aus-
wirkungen der Energiekrise auf Produktion und Beschäfti-
gung ließen sich zum damaligen Zeitpunkt realistisch 
quantifizieren. Angesichts dieser Situation erschien es da-
mals allein nützlich und gerechtfertigt, mit Hilfe von 
Modellrechnungen für alternative Wachstumsraten des 
realen Bruttoinlandsprodukts (im Umkreis der zu jener 
Zeit favorisierten „Null-Hypothese“) mutmaßliche Struk-
turen und Größenordnungen jeweiliger Arbeitsmarkt-
Auswirkungen aufzuzeigen. Vergleicht man heute jene 
Modellrechnungen mit der tatsächlichen Entwicklung im 
Jahre 1974, dann ergibt sich folgendes Bild: 
2.1 Das Angebot an Arbeitskräften 1974 
•  Vor einem Jahr wurde an dieser Stelle angenommen, 
daß das deutsche Erwerbspersonenpotential 1974 im 
Saldo um knapp 180 000 Personen abnehmen würde 
( + 80 000 Personen durch Zunahme der Wohnbevöl-
kerung im erwerbsfähigen Alter, 25 000 Personen 
Abnahme durch Veränderungen in der Alters- und 
Geschlechtsstruktur, 80 000 Personen Abnahme durch 
verstärkte   Inanspruchnahme   der   flexiblen   Alters-
grenze, 105 000 durch verlängerte Ausbildungszeiten 
sowie 45 000 Personen Abnahme durch den allgemei-
nen Rückgang der Erwerbsneigung). 
•  Aus heutiger Sicht muß demgegenüber davon ausge-
gangen werden, daß 1974 das deutsche Erwerbsper-
sonenpotential lediglich um 120 000 Personen zurück-
ging. 
•  Dieser Unterschied ist vor allem auf die zwischenzeit-
lich erfolgte Revision der amtlichen, durch das Stati-
stische Bundesamt ausgewiesenen Erwerbstätigenzah-
len für die Jahre 1971 bis 1973, die für unsere Berech- 
62 nungen stets zugrunde gelegt werden, zurückzuführen. 
Die nunmehr höheren effektiven Erwerbsquoten in 
diesen Jahren bedeuten zugleich verminderte Rück-
gänge des deutschen Erwerbspersonenpotentials. 
Bei unveränderter Einschätzung der demographischen Ver-
änderungen, der Entzugswirkungen durch verlängerte 
Ausbildungszeiten und des Einflusses der flexiblen Alters-
grenze kommt dies einer schwächeren Abnahme der Er-
werbsneigung gleich. 
Geringfügige Veränderungen haben sich auch durch die 
nun abgeschlossene, nach Deutschen und Ausländern ge-
trennte Rückrechnung der Wohnbevölkerung unter Be-
rücksichtigung der Ergebnisse der Volks- und Berufszäh-
lung von 1970 ergeben. Tabelle l (vgl. dazu Anhang) 
enthält gegenüber früher entsprechend veränderte Zeit-
reihen
4). Bei dem in Tabelle l ausgewiesenen ausländi-
schen Erwerbspersonenpotential wurden darüber hinaus 
methodische Umstellungen vorgenommen, um einheitlich 
das „Inländerkonzept“ anzuwenden
5). 
4) Die Rückrechnung  orientiert  sich  an  den Veränderungsraten  des  Aus-
länderzentralregisters,   aus  dem  nunmehr  Daten  über   die  ausländische 
Wohnbevölkerung seit 1967 zur Verfügung stehen, sowie an den Ver-
änderungsraten der statistisch durch die BA erfaßten ausländischen Arbeit-
nehmer. 
Für 1974 und 1975 wurde für die Angaben über die deutsche Wohnbe-
völkerung die 4. koordinierte Bevölkerungsvorausschätzung (Variante II) des 
Statistischen Bundesamtes zugrunde gelegt. Die ausländische Wohn-
bevölkerung wurde über die ausländischen Erwerbspersonen mit Hilfe der 
fortgeschriebenen Erwerbsquoten geschätzt. 
Die Neuberechnung zeigt gegenüber den früheren Schätzungen eine 
plausiblere Entwicklung der demographischen Komponente und der 
trendmäßigen Entwicklung der Erwerbsneigung (Tabelle 2). Die Volksund 
Berufszählungen (als Eckdaten für die Entwicklung von Wohnbevölkerung 
und Erwerbspersonen) sowie die Zeitreihe über ausländische Arbeitnehmer 
(als Grundlage für die Trennung von deutschen und ausländischen 
Erwerbspersonen) lassen sich jedoch, wie sich auch erkennen läßt, nicht 
nahtlos miteinander verknüpfen. 
Insbesondere ist zu beachten, daß die Entwicklung der Erwerbsquote der 
Ausländer nicht überinterpretiert werden darf. Die außerordentlich hohen 
ausländischen Erwerbsquoten in den Jahren um 1970 könnten ebenso wie der 
gleichzeitige außerordentlich hohe trendmäßige Rückgang des deutschen 
Erwerbspersonenpotentials Konsequenz einer im Verhältnis zu den 
Erwerbspersonen zu hoch angenommenen deutschen und zu niedrig 
angenommenen ausländischen Wohnbevölkerung sein. Da jedoch empirische 
Anhaltspunkte über das genaue Ausmaß dieser möglichen Verzerrungen 
fehlen, wurde hier auf eine Korrektur verzichtet. 
5) Beim Inländerkonzept ist der Wohnort, beim Inlandskonzept der Beschäf-
tigungsort  maßgebend.  Von  den deutschen Erwerbspersonen  nach  dem 
Inländerkonzept   müssen   die   Auspendler   abgezogen   werden,   um   die 
deutschen Erwerbspersonen nach dem Inlandskonzept zu errechnen; den 
ausländischen Erwerbspersonen nach dem Inländerkonzept müssen die Ein- 
pendler hinzugezählt werden, um die ausländischen Erwerbspersonen nach 
dem Inlandskonzept zu ermitteln.  Insgesamt  ist also der Pendlersaldo 
(z.   Z.   ein  Auspendlerüberschuß   von  ca.   60 000   Personen)   zu   
berücksichtigen. Bei der Berechnung der Potentialerwerbsquoten, die sich ja 
auf 
die Wohnbevölkerung beziehen, ist zweckmäßigerweise auf das Inländer-
konzept zurückzugreifen, während eine Prognose der Arbeitskräftenachfrage   
zunächst  von   Produktions-   und   Produktivitätsvorausschätzungen 
der  einheimischen  Wirtschaft  und damit  vom  Inlandskonzept  ausgehen 
muß. Für die Bilanz muß eine entsprechende Umrechnung erfolgen. 
Um das ausländische Erwerbspersonenpotential (nach dem Inländerkonzept) 
zu ermitteln, wurden von den ausländischen Arbeitnehmern (BA-Statistik) 
zunächst die ausländischen Einpendler abgezogen. Hinzugezählt wurden 
ausländische Selbständige und mithelfende Familienangehörige sowie 
arbeitslose Ausländer. Die so ermittelten ausländischen Erwerbspersonen 
wurden als ausländisches Erwerbspersonenpotential definiert, wobei es bei 
rückläufiger Beschäftigung für die Auslastungsrechnung sinnvoll ist, sich auf 
das ausländische Erwerbspersonenpotential des Vorjahres zu beziehen, um so 
die Nichtauslastung, die sich durch Rückwanderung ausländischer 
Erwerbspersonen ergibt, sichtbar zu machen. 
6) Im   Jahre   1973   lag   bei   den   Rentenversicherungen   der   Arbeiter   und 
Angestellten   die   Zahl   der   Neuzugänge   bei   den   Rentenanträgen   um 
210 000 über dem Niveau von 1972, während in den Jahren zuvor keine 
größeren Veränderungen zu verzeichnen waren.  Wegen Vollendung des 
62. und 63. Lebensjahres wurden 1973 bei diesen Versicherungen 125 000 
Neuzugänge   (bewilligte  Rentenanträge)   verzeichnet,   gleichzeitig  gingen 
jedoch die Neuzugänge bei Renten wegen Erwerbsunfähigkeit gegenüber 
1972 um 18 000 zurück. Wegen der zeitlichen Verzögerung zwischen An-
tragstellung und Rentenbewilligung und wegen der Möglichkeit, in gewissem  
Umfang   auch weiterhin  erwerbstätig  zu  sein,  lassen  sich  diese 
Zahlen nicht ohne weiteres in einen Entzugseffekt umrechnen. Vgl. Bun-
destagsdrucksache 7/2721 vom 31. 10. 1974 (Rentenanpassungsbericht 1975). 
Zu berücksichtigen ist,  daß bei Inanspruchnahme der flexiblen  Altersgrenze 
ein Entzugseffekt insoweit nicht entsteht,  als zugleich die Zahl 
der Neuzugänge von Renten wegen Erwerbsunfähigkeit zurückgeht. Wird 
die flexible Altersgrenze wegen der gegenwärtigen konjunkturellen Situation 
nur vorübergehend verstärkt in Anspruch genommen,  ist dies  im 
übrigen nicht als Rückgang des deutschen Erwerbspersonenpotentials zu 
interpretieren, sondern als Zunahme der Stillen Reserve, denn die verringerte 
Nachfrage nach  Arbeitskräften  hat  dann  einen Rückgang  der 
Erwerbsbeteiligung in den betroffenen Altersjahrgängen zur  Folge, der 
bei einer konjunkturellen Wiederbelebung —  in den dann nachrückenden 
Altersjahrgängen — nicht mehr zu verzeichnen ist (Entmutigungseffekt 
in dem Sinne, daß bei tatsächlicher oder drohender Arbeitslosigkeit eine 
Frühverrentung eher erwogen wird). 
Ob die flexible Altersgrenze 1974 stärker in Anspruch 
genommen wurde als angenommen (Entzugseffekt von 
jeweils 80 000 Personen in den Jahren 1973 und 1974), 
läßt sich bislang nicht erkennen
6). 
2.2 Die Nachfrage nach Arbeitskräften und die 
Arbeitsmarktbilanz 1974 
Vor einem Jahr wurden an dieser Stelle vier Varianten 
auf der Basis von Entwicklungsraten des realen Brutto-
inlandsprodukts von + 2 %, ± 0 %, — 2 % und — 5 % 
dargestellt. 
Aus heutiger Sicht zeigt sich, daß die tatsächliche Entwick-
lung im Jahre 1974 zwischen den ersten beiden Varianten 
(und zwar näher bei der Nullvariante) verlief, denen im 
einzelnen folgende Annahmen zugrunde gelegt worden 
waren: 
• Variante  I: 
Das reale Bruttoinlandsprodukt wächst um 2 %. Die 
„Stundenproduktivität“ nimmt um 4 % zu. Daraus 
resultiert eine Abnahme des Arbeitsvolumens um 
2%. 
Die durchschnittliche jährliche Arbeitszeit verringert 
sich um 0,8 %, der Volumenrückgang wird also 
knapp zur Hälfte von der „Arbeitszeitkomponente“ 
aufgefangen. 
Die Zahl der Erwerbstätigen geht damit um 1,2 % 
(320 000 Personen) zurück. 
Die Zahl der erwerbstätigen Deutschen geht um 
1,5 % (350 000 Personen) zurück. 
Die Ausländerbeschäftigung verringert sich im Laufe 
des Jahres 1974 gegenüber dem Jahresanfangsstand 
1974 um etwa 100 000 Personen. Im jahresdurch-
schnittlichen Vergleich gegenüber 1973 bedeutet dies 
für 1974 infolge des „Überhangs“ dennoch eine Zu-
nahme um etwa 30 000 Personen. 
Die Zahl der registrierten Arbeitslosen erhöht sich um 
110 000 auf 385 000 Personen im Jahresdurchschnitt, 
und zwar auf 350000 Deutsche (+ 90000 gegen-
über 1973) und 35 000 Ausländer (+ 20 000 gegen-
über 1973). 
Die „Stille Reserve“ nimmt um 80 000 Personen zu. 
• Variante  II: 
Das reale Bruttoinlandsprodukt stagniert (± 0 %). 
Aufgrund der pessimistischeren Erwartungen werden 
weniger Arbeitskräfte gehortet, die „Stundenpro-
duktivität“ nimmt um 4½ % zu. Das Arbeitsvolu-
men verringert sich um 4,5 %. 
Durch verstärkten Uberstundenabbau und breitere 
Inanspruchnahme von Kurzarbeit geht die durch-
schnittliche Arbeitszeit um l % zurück. Daraus resul-
tiert ein Rückgang der Erwerbstätigenzahl um 3,5 % 
(920 000 Personen). 
Die Zahl der erwerbstätigen Deutschen verringert 
sich um 2,9 % (700 000 Personen). 
Die Ausländerbeschäftigung geht um 8,6 % (220 000 
Personen) zurück. Der Bestand an registrierten Ar-
beitslosen erhöht sich um 335 000 auf 610 000 Perso-
nen, und zwar auf 560 000 Deutsche (+ 300 000 ge-
genüber 1973) und 50 000 Ausländer ( + 350 000 ge-
genüber 1973). 
Die „Stille Reserve“ nimmt um 200 000 Personen zu. 
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inlandsprodukts von + ½ % erzielt, wobei es allein 
der konjunkturstützenden Wirkung der Auslandsnach-
frage zuzuschreiben war, daß das reale gesamtwirtschaft-
liche Produktionsergebnis nicht unter das Vorjahres-
niveau absank. Die tatsächliche Entwicklung von Pro-
duktion und Nachfrage entspricht somit fast den Annah-
men der Variante II. 
Bei einer effektiven Zunahme der gesamtwirtschaftlichen 
„Stundenproduktivität“ um 4 % im Jahre 1974 wurden 
die im Rahmen der Variante II angenommenen Ratio-
nalisierungsanstrengungen der Beschäftiger nicht ganz 
erreicht; Arbeitspotential wurde 1974 weiterhin nur in 
geringem Ausmaß „gehortet“. Die Gesamtkonstellation 
war damit nur wenig günstiger als damals für die Null-
Variante angenommen wurde. 
Aus Sozialproduktswachstum und unternehmerischem 
Nachfrageverhalten auf dem Arbeitsmarkt resul-
tierte im Jahre 1974 ein Rückgang des gesamtwirtschaft-
lich eingesetzten Arbeitsvolumens um 3,4 %. Davon 
entfielen 1,4 %-Punkte auf die Einschränkung der 
jährlich geleisteten Arbeitszeit je Erwerbstätigen. 
Neigung und Möglichkeit der Unternehmer, Anpassungs-
prozesse über die Arbeitszeitkomponente — also durch 
Kurzarbeit und Überstundenabbau (vgl. Abschnitt 3.2) — 
zu vollziehen, übertrafen damit sogar die Erwartungen 
(Prognosewert: — l %), die bereits programmatischen 
Charakter hatten — was auch im Haushalt 1974 der 
Bundesanstalt für Arbeit sowie in großzügigen Vor-
schriftenänderungen ihren Niederschlag fand (vgl. Über-
sicht 1). 
Der Rückgang der Zahl der Erwerbstätigen fiel mit 
— 2 % (rd. 540 000 Personen) im Jahresdurchschnitt 1974 
gegenüber 1973 demzufolge geringer aus als in Variante II 
geschätzt (vgl. Übersicht 2). 
Der effektive Anstieg der registrierten Arbeitslosen um 
310 000 auf 583 000 Personen im Durchschnitt des Jahres 
1974 liegt nahe bei dem, was im Rahmen der Variante II 
an dieser Stelle vor einem Jahr errechnet wurde (progno-
stizierter Anstieg: + 335 000 auf 610 000). Nimmt man 
die durch die stärker als erwartet ausgefallene Ausdehnung 
der Kurzarbeit vermiedene Zahl von Arbeitslosen sowie 
die Zunahme der Zahl von Vollzeitteil-nehmern an 
Maßnahmen der beruflichen Bildung nach dem AFG 
hinzu, so ist der Prognosewert der Arbeitslosigkeit für die 
Null-Variante fast genau eingetroffen. Mit einem Anstieg 
um 261 000 Personen lag die Zahl der arbeitslosen 
Deutschen unter der in Variante II vorausgeschätzten 
Zunahme ( + 300 000). 
Dagegen erhöhte sich die Zahl der arbeitslosen Ausländer 
( + 49000 Personen) kräftiger als im Rahmen der Va-
riante II vor einem Jahr angenommen wurde. 
7) Zum Auslastungsgrad des gesamtwirtschaftlichen Arbeitspotentials: Das 
gesamtwirtschaftliche Arbeitspotential (potentielles Arbeitsvolumen) setzt 
sich aus den beiden Komponenten Arbeitskräftepotential (Erwerbsper-
sonenpotential) und „potentielle“ Arbeitszeit („Normalarbeitszeit“) im Sinne 
der trendmäßigen Entwicklung der effektiven Arbeitszeit zusammen). 
Das Erwerbspersonenpotential (Deutsche und Ausländer) schließt alle Teile 
der Wohnbevölkerung ein, die dem Arbeitsmarkt tatsächlich zur Verfügung 
stehen. Der jeweils nicht ausgelastete Teil dieses Erwerbs-personenpotentials 
setzt sich nach der hier gewählten Definition aus folgenden Komponenten 
zusammen: 
• Zahl der  Arbeitslosen  abzüglich des „Sockels“  der durchschnittlichen, 
auf Fluktuation und Saison zurückführenden Minimalarbeitslosenzahl 
(im Jahresdurchschnitt 150 000 Personen). 
• Die gesamte „Stille Reserve“. 
• Der konjunkturell bedingte Rückgang der Ausländerbeschäftigung, soweit 
er sich nicht in der gleichzeitigen Zunahme der Zahl ausländischer 
Arbeitsloser, sondern in der Rückwanderung von Ausländern niederschlägt. 
Hinzu kommt der Rückgang der durchschnittlichen Arbeitszeit gegenüber 
dem Vorjahr, insoweit er auf konjunkturelle Ursachen zurückzuführen ist. 
Dies dürfte in erster Linie auf das — etwa im Vergleich 
zur Rezession 1966/67 — veränderte Rückwanderungs-
verhalten der Ausländer und auf zusätzliche Anweisun-
gen und die strengere Handhabung bestehender Rege-
lungen in der Vermittlungspraxis zurückzuführen sein 
(vgl. Abschnitt 3.3). 
Mit rd. 100 000 Personen entspricht die tatsächliche Zu-
nahme der „Stillen Reserve“ eher dem, was an dieser 
Stelle vor einem Jahr im Rahmen der optimistischeren 
Variante I angenommen wurde (Prognosewert: + 80 000). 
Das bedeutet, daß die „Stille Reserve“ 1974 weit weniger 
angewachsen ist als dies aufgrund der tatsächlichen kon-
junkturellen Entwicklung und nach bisheriger Erfahrung 
zu erwarten gewesen wäre (Prognosewert Variante II: 
+ 200 000). Auch diese Abweichung dürfte mit Verhal-
tensänderungen der betroffenen Personengruppen zu er-
klären sein, denen noch näher nachgegangen wird (vgl. 
Abschnitt 3.4). 
Im Durchschnitt des Jahres 1974 war das potentielle Ar-
beitsvolumen zu 96,5% ausgelastet (1. Halbjahr: 97,4%, 
2. Halbjahr: 95,6 %). Die Differenz zur Vollauslastung 
(3,5 %) ist zu 2,7 %-Punkten der Komponente „Er-
werbspersonenpotential“ und zu 0,8%-Punkten der Ar-
beitszeitkomponente zuzurechnen. Während die Arbeits-
zeitkomponente im 1. Halbjahr vor allem auch durch die 
extrem milde Witterung nur mit 0,4 %-Punkten einen 
sehr geringen Anteil an der gesamtwirtschaftlichen Un-
terauslastung hatte, betrug der entsprechende Wert auch 
infolge der starken Ausbreitung von Kurzarbeit — im 
2. Halbjahr 1974 1,2 %-Punkte
7). 
3. Strukturelle Aspekte der Arbeitsmarktentwicklung 
1974 
Das Jahr 1974 hat in mehrfacher Hinsicht Erfahrungen 
erbracht, die auch für das laufende Jahr von Bedeutung 
sind. Einmal hat sich gezeigt, daß praktikable, angebots-
orientierte Alternativen zur Arbeitslosigkeit durchaus 
zur Verfügung stehen. Sie könnten helfen, das — vom 
Arbeitsmarkt her gesehen — wiederum sehr schwierige 
Jahr 1975 erträglicher zu machen. Zum anderen haben 
sich einige bislang so nicht beobachtete Verhaltensweisen 
durchgesetzt, die auch für die Entwicklung zentraler Ar-
beitsmarktaggregate im Jahre 1975 relevant sind. 
3.1 Maßnahmen der beruflichen Bildung für Arbeitslose 
In Variante II wurde vor einem Jahr davon ausgegangen, 
daß bei einem größeren Beschäftigungsrückgang das deut-
sche Erwerbspersonenpotential u. a. aufgrund erhöhter 
Bildungsbeteiligung (vor allem im Bereich der beruf-
lichen Fortbildung) zusätzlich um etwa 20 000 Personen 
zurückgehen könnte. Bemühungen der Bundesanstalt für 
Arbeit, im Sinne ihres „Programmhaushalts“ im Jahre 
1974 mehr Arbeitslose für Maßnahmen der beruflichen 
Bildung (Fortbildung, Umschulung, Einarbeitung) zu ge-
winnen, waren tatsächlich erfolgreich. Nach den bislang 
vorliegenden Statistiken gelang dies von Januar bis No-
vember 1974 in 35 000 Fällen (gleicher Vorjahreszeit-
raum: 12 000 Personen). Von diesen bildeten sich 20 000 
Personen beruflich weiter, 11 000 wurden beruflich um-
geschult, für 3000 wurden Einarbeitungszuschüsse ge-
währt. Die Förderung der beruflichen Bildung nach dem 
AFG hat sich damit — zumindest im aufgezeigten Um-
fang — als durchaus praktikable Alternative zur Arbeits-
losigkeit erwiesen. Zugleich aber wurden in diesem Jahr 
— mutmaßlich vor allem aufgrund der verbreiteten kon-
junkturell bedingten Arbeitsplatzunsicherheit — diese 
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weniger genutzt, so daß der Netto-Entlastungseffekt ins-
gesamt relativ gering ausfiel (geförderte Teilnehmer Ja-
nuar bis November 1974: 216 000, gleicher Vorjahres-
zeitraum: 208 000 Personen). Für den Jahresdurchschnitt 
insgesamt kann man eine Zunahme um etwa 10 000 Teil-
nehmer annehmen. 
3.2 Kurzarbeit 
Die Veränderung des Arbeitsvolumens ergibt sich aus den 
Veränderungen der Beschäftigtenzahl und der durch-
schnittlichen Arbeitszeit. Die Veränderung der durch-
schnittlichen Arbeitszeit wird bestimmt von einem lang-
fristigen Trend, der im wesentlichen die Entwicklung der 
tariflichen Arbeitszeitverkürzungen verschiedener Art 
widerspiegelt, von kalenderbedingten Unregelmäßigkei-
ten in der Anzahl der Arbeitstage von Jahr zu Jahr (Ar-
beitstageeffekt) und von der konjunkturell bedingten In-
anspruchnahme von Kurzarbeit bzw. Überstunden. 
Es stellt sich u. a. die Frage, inwieweit Kurzarbeit — nach 
den geltenden Regeln des AFG — strukturell und ge-
samtwirtschaftlich als Alternative zur Arbeitslosigkeit in 
Betracht kommt. 
Die Erfahrungen des Jahres 1974, in dem die Arbeits-
marktpolitik dieses Instrument zum ersten Male — bis 
hin zur entsprechenden Berücksichtigung im (Pro-
gramm-)Haushalt der BA und zur Vorschriftenänderung 
— „offensiv“ eingesetzt hat, ermutigen. Die Bereitschaft 
der Beschäftiger, konjunkturell bedingte Anpassungen 
des Arbeitsvolumens über die Arbeitszeitkomponente zu 
vollziehen, ist 1974 gegenüber früheren Zeiträumen ge-
wachsen: 
Mit rund 700 000 hat die Zahl der Kurzarbeiter der 
Bundesrepublik Deutschland im Dezember 1974 ihren 
bisherigen Höchststand erreicht. Zum Vergleich: Im Fe-
bruar 1967 wurde mit 343 000 Kurzarbeitern der höchste 
Stand der damaligen Rezession erreicht. Im Jahre 1974 
sind insgesamt rund 190 Mio. Stunden durch Kurzarbeit 
ausgefallen
8). Vom Rückgang des Arbeitsvolumens im 
Jahre 1974 in Höhe von rund 1,74 Mrd. Stunden 
entfielen also rund 11 % auf Kurzarbeit. Zum Vergleich: 
Vom Rückgang des Arbeitsvolumens im Jahre 1967 um 
2,3 Mrd. Stunden wurden rund 92 Mio. Stunden, also 
lediglich 4 %, durch Kurzarbeit aufgefangen. 
Geht man für 1974 von einer konjunkturbereinigten 
Jahresarbeitszeit je Arbeitnehmer von 1800 Stunden aus, 
dann ist durch die von der BA finanzierte Kurzarbeit 
eine zusätzliche Verringerung der Erwerbstätigenzahl um 
rund 100 000 Personen vermieden worden. Stellt man 
die Verteilung des Beschäftigtenrückgangs auf Deutsche 
und Ausländer sowie auf Arbeitslose und „Stille Re-
serve“ in Rechnung, so bedeutet dies, daß die Zahl der 
Arbeitslosen ohne den Einsatz der Kurzarbeit im Jah-
resdurchschnitt 1974 um etwa 60 000 Personen höher 
ausgefallen wäre, als sie es tatsächlich ist. 
In der arbeitsmarktlich besonders kritischen Phase zum 
Jahresende 1974 hat die Kurzarbeit ein noch größeres 
Gewicht erlangt. Im Durchschnitt des IV. Quartals des 
8) Im Rahmen der Kurzarbeiterstatistik, die von der BA monatlich geführt wird, 
wird die Zahl der Kurzarbeiter differenziert nach dem Ausmaß der 
wöchentlichen Arbeitszeiteinschränkung ausgewiesen. Das durch Kurzarbeit 
„ausgefallene“ Arbeitsvolumen kann somit — unter Setzung bestimmter 
Annahmen — quantifiziert werden. 
9) Im Jahre 1967 dagegen war die Abnahme der Ausländerbeschäftigung (— 19 
%) weitaus stärker als bei den Inländern und auch viel ausgeprägter, als dies 
in Anbetracht der strukturellen Unterschiede zu erwarten gewesen wäre. 
Damals mußten die Ausländer eindeutig die Rolle des „Konjunkturpuffers“ 
übernehmen. 
letzten Jahres sind schätzungsweise 14 % des konjunk-
turell bedingten Rückgangs des Arbeitsvolumens durch 
Kurzarbeit aufgefangen worden. 
3.3 Ausländerbeschäftigung und arbeitslose Ausländer in der 
Bundesrepublik Deutschland 
Bereits seit dem IV. Quartal 1973 hat sich die Zunahme 
der Zahl der ausländischen Arbeitnehmer in der Bundes-
republik Deutschland abgeschwächt. Waren im III. Quar-
tal 1973 noch 234 000 Personen mehr als im entspre-
chenden Vorjahreszeitraum zu verzeichnen, so war im 
I. Quartal 1974 nur noch eine Zunahme um ca. 120 000 
Personen zu beobachten. 
Seit dem II. Quartal 1974 liegt die Zahl der ausländischen 
Arbeitnehmer unter dem jeweiligen Vorjahresstand (II. 
Quartal: —20000, III. Quartal: ca. —150000, IV. Quar-
tal: ca. —200 000 Personen). Hierbei dürften — abge-
sehen von der Konjunkturentwicklung — die Anhebung 
der „Anwerbepauschale“ Anfang September 1973, vor 
allem aber der „Anwerbestopp“ Ende November 1973, 
eine Rolle gespielt haben. 
Im allgemeinen dürfen ferner ausländische Arbeitslose 
(Arbeitserlaubnispflichtige) nur in Arbeit vermittelt wer-
den, wenn keine Möglichkeit besteht, 
— deutsche Arbeitsuchende  oder  Arbeitsuchende aus 
EG-Staaten zu vermitteln, 
— Arbeitnehmer, an deren Arbeitsaufnahme ein beson-
deres arbeitsmarktpolitisches Interesse besteht (ältere 
Arbeitnehmer, Rehabilitanden, Aussiedler und Straf-
entlassene), zu vermitteln oder 
— den Arbeitskräftebedarf durch Beschäftigung deut-
scher Teilzeitkräfte zu beheben. 
Seit November 1974 wird durch strengere Handhabung 
dieser Regelungen den ausländischen Arbeitslosen die 
Wiederaufnahme einer Beschäftigung stark erschwert. 
Wie Übersicht 2 zeigt, war der relative Beschäftigungs-
rückgang im Durchschnitt 1974 dennoch bei den deut-
schen Erwerbstätigen genauso hoch wie bei den Auslän-
dern (jeweils rund — 2 %). 
Das ist im Vergleich zur Rezession 1966/67 eine neue Er-
fahrung. Bedenkt man die strukturellen Unterschiede 
zwischen deutschen und ausländischen Erwerbstätigen in 
der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich Branchen-
Verteilung und Qualifikation, dann zeigt sich, daß die 
Ausländer diesmal — zumindest bis Ende des Jahres 1974 
— zunächst nicht stärker vom Beschäftigungsrückgang 
betroffen waren als ihre deutschen Kollegen
9). 
Inwieweit hierzu die nun weit höheren „Wiederbeschaf-
fungskosten“ (Anwerbepauschale) sowie die Schwierig-
keit, angesichts des „Anwerbestopps“ überhaupt auslän-
dische Arbeitskräfte bei wieder ansteigendem Bedarf zu 
gewinnen, das Verhalten der Beschäftiger bestimmt ha-
ben, läßt sich allerdings gegenwärtig nicht feststellen, da 
entsprechende Informationen noch nicht vorliegen. 
Die oben genannten Maßnahmen haben offenbar auch 
Auswirkungen auf die Entwicklung der Zahl der hier als 
arbeitslos registrierten Ausländer. Seit dem „Anwerbe-
stopp“ haben sich sowohl der Anteil der Ausländer an 
den Arbeitslosen als auch ihr absoluter Bestand stark er-
höht. 
Auch hierin liegt eine Veränderung gegenüber den Jah-
ren 1966/67: Damals war die Zahl der arbeitslosen Aus-
länder hier sehr gering, die Abnahme der Ausländerbe-
schäftigung in der Bundesrepublik wurde fast vollständig 
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gefangen. Dazu hat mutmaßlich neben der normalen 
Fluktuation vor allem wohl beigetragen, daß der Anteil 
der Ausländer, die nach entsprechend langer Tätigkeit in 
der Bundesrepublik Anspruch auf Arbeitslosengeld hat-
ten, relativ niedrig war. Heute dagegen meldet sich ein 
größerer Teil der Ausländer nach Verlust des Arbeits-
platzes hier arbeitslos, weil einmal die Bereitschaft zur 
Rückkehr angesichts des „Anwerbestopps“ geringer ist 
als damals und zweitens auch der Anteil der Anspruchs-
berechtigten an den Ausländern insgesamt entschieden 
höher liegt. 
3.4 Stille Reserve 
Der Beschäftigungsrückgang während der Rezession 
1966/67 hat nicht nur zu einem sprunghaften Anstieg der 
Zahl der registrierten Arbeitslosen geführt, sondern auch 
zu Stillen Reserven in gleicher Größenordnung (über 
250 000). Aus früheren Erfahrungen in Deutschland und 
der Situation in westlichen Industriestaaten mit hoher 
Arbeitslosigkeit in den 60er Jahren (z. B. England) läßt 
sich erkennen, daß bei einer starken Zunahme der Ar-
beitslosigkeit auch die Stille Reserve noch beträchtlich 
(u. U. über l Mio. Personen) ansteigen kann. In den 
„Alternativrechnungen ...“ des IAB wurde daher in Va-
riante I angenommen, daß auch 1974 die Arbeitslosigkeit 
Deutscher und die Stille Reserve etwa im Verhältnis 
1:1 zunehmen. 
Bei einem weit darüber hinausgehenden Beschäftigungs-
rückgang wurde eine Veränderung dieser Relation in 
Richtung 2:1 unterstellt (Variante II: + 300 000 
deutsche Arbeitslose, + 200 000 Stille Reserve). 
Tatsächlich hat sich die Relation noch stärker 
verschoben: Einem Zuwachs von 260 000 deutschen 
Arbeitslosen steht ein Anwachsen der Stillen Reserven 
um 100 000 Personen gegenüber. 
Die Veränderung dieser Relation läßt in gewissem Um-
fang auf Verhaltensänderungen schließen, die sich auch in 
der Struktur der Arbeitslosen widerspiegeln. So könnte 
insbesondere der in den letzten Jahren angestiegene 
Frauenanteil unter den Arbeitslosen darauf hindeuten, 
daß der sog. „Entmutigungseffekt“ in den Hauptrekru-
tierungsgruppen für die Stille Reserve (verheiratete 
Frauen im Alter von 20 bis 45 Jahren) nicht mehr in glei-
chem Umfang auftritt wie in früheren Jahren. Die Öf-
fentlichkeitsarbeit und das im Sinne der Zielsetzung des 
AFG verstärkte Bemühen der BA um eine dauerhafte 
Eingliederung von Frauen in das Berufsleben dürften 
hierzu beigetragen haben. 
Außerdem ist zu bedenken, daß die konkreten Rahmen-
bedingungen für die Erwerbstätigkeit (System der sozia-
len Sicherung, Einstellung zur Frauenerwerbstätigkeit 
u. a.) zu einer gewissen Obergrenze für Stille Reserven 
führen können, so daß internationale Vergleiche und 
Zeitvergleiche u. U. für den gegenwärtig in der Bundes- 
10) Die Neuberechnung erfolgte im IAB. Das neue Verfahren wird seit November 
1974 auch den monatlichen Berichten der BA über die Entwicklung der 
Arbeitslosigkeit zugrunde gelegt. Vgl. auch Karr, Werner: Die 
Saisonbereinigung der Arbeitslosen. Ein Verfahrensvergleich, Wiesbaden 
1973. Karr, Werner; König, Ingeborg: „Saisonale und konjunkturelle 
Einflüsse auf die Arbeitslosigkeit in den einzelnen Berufsgruppen, MittAB 
3/1972, S. 258 ff. 
Das Verfahren wurde vom IAB und der Deutschen Bundesbank in gleicher 
Weise modifiziert. Damit ist sichergestellt, daß von der Deutschen Bun-
desbank und der Bundesanstalt für Arbeit keine unterschiedlichen Zahlen 
über den Arbeitsmarkt veröffentlicht werden. 
11) Vgl. Brinkmann, Christian; Kohler, Hans; Reyher, Lutz: Zur kurzfristigen 
Entwicklung der Beschäftigung im Baugewerbe, in: MittAB, 7. Jg (1974), 
Heft 3, S. 267 ff. 
republik zu erwartenden Umfang der Stillen Reserve an 
Wert verlieren. 
Absolut ist die Stille Reserve gegenwärtig größer als 1967, 
relativ zur Arbeitslosigkeit jedoch kleiner. In welchem 
Umfang ein weiteres Anwachsen in den nächsten Jahren 
möglich ist, erscheint durchaus offen. (Für 1975 wurde 
unterstellt, daß die Stille Reserve in annähernd dem glei-
chen Verhältnis zu den deutschen Arbeitslosen zunimmt 
wie im Vorjahr.) 
Inwieweit in Zukunft nicht nur bei Deutschen, sondern 
auch bei Ausländern in der Bundesrepublik eine Stille 
Reserve entsteht, dürfte weitgehend davon abhängen, ob 
und welche Beschränkungen eingeführt werden im Hin-
blick auf die Arbeitsaufnahme von Familienangehörigen 
(Ehefrauen, heranwachsenden Kindern ausländischer Ar-
beitnehmer). Die Ermittlung solch einer Stillen Reserve 
ist wegen der statistischen Datenlage bei Ausländern auf 
jeden Fall schwieriger als bei Deutschen. (Für 1975 wurde 
bei Ausländern keine Stille Reserve unterstellt.) 
3.5  Zur Saisonbereinigung der Arbeitslosenzahlen 
Im Schaubild l werden tatsächliche und saisonbereinigte 
Arbeitslosenzahlen (mit und ohne Außenberufe) ab 1965 
dargestellt. Das Verfahren zur Saisonbereinigung, das 
üblicherweise eine multiplikative Verknüpfung der sai-
sonalen und der konjunkturellen Arbeitslosigkeit unter-
stellt, wurde dem im Vergleich zu früheren Jahren be-
trächlich gestiegenen Niveau der Arbeitslosigkeit durch 
eine stärkere Flexibilisierung der Saisonkomponenten 
angepaßt
10). Durch die Neuberechnung wird die Gefahr 
einer Überzeichnung der Saisonkomponente sowie einer 
entsprechenden verfahrensbedingten Abflachung oder gar 
eines Rückgangs in den saisonbereinigten Reihen im Win-
ter zumindest vermindert. Allerdings beseitigt auch das 
neue Verfahren witterungsbedingte Irregularitäten bei 
der Entwicklung der saisonbereinigten Arbeitslosenzah-
len nicht gänzlich (vgl. Schaubild 1). 
3.6  Zur Entwicklung der Beschäftigung im Baugewerbe 
Nach wie vor verdient die Beschäftigungsentwicklung in 
dem von den stabilitätspolitischen Maßnahmen beson-
ders stark tangierten Baugewerbe besondere Aufmerk-
samkeit. Hier haben sich die rückläufigen Entwicklungs-
tendenzen des ersten Halbjahres 1974 auch im zweiten 
Halbjahr fortgesetzt. Die sehr starke Zunahme der Ar-
beitslosen in den Bauberufen im Dezember 1974 (Anstieg 
gegenüber November 1974 um 44 000 auf 141 000) 
scheint darauf hinzudeuten, daß sich der saisonbereinigte 
Beschäftigtenrückgang in den davorliegenden Monaten 
nur vorübergehend abgeflacht hat. 
Die an dieser Stelle
11) in der Vorausschau auf die Ent-
wicklung des 2. Halbjahres 1974 ausgesprochene Befürch-
tung, daß der Kapazitätsabbau im Baugewerbe über die 
mittel- und langfristig benötigten Kapazitäten hinaus-
gehen könnte, hat sich nun bestätigt. In der dem Ent-
wicklungstrend folgenden Variante 3 dieser Vorausschau 
wurde bei einem Rückgang der Produktion im Bauge-
werbe um 6½ % ein Beschäftigungsabbau um 10½ % 
vorausgeschätzt. Tatsächlich dürfte im Jahresdurchschnitt 
1974 bei einer Produktionsminderung um gut 6 % die 
Zahl der Beschäftigten um 9½ % abgenommen haben 
(im Bauhauptgewerbe um gut 11 %). Nur ein geringer 
Teil des erwarteten Beschäftigungsrückganges wurde hier 
durch eine stärkere Reduzierung der durchschnittlichen 
Arbeitszeit je Erwerbstätigen (Abbau von Überstunden, 
Schlechtwettergeldregelung, Kurzarbeit) aufgefangen. 
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Für das Jahr 1975 wird gegenwärtig ein weiterer Rück-
gang der Produktion im Baugewerbe um 5½ % erwar-
tet
12). Dies würde einen zusätzlichen Abbau der Beschäf-
tigten um gut 9 % zur Folge haben, sofern nicht — um 
die für einen Wiederaufschwung benötigten Baukapazitä-
ten zu erhalten — vor allem durch verstärkte Inan-
spruchnahme von Kurzarbeit die Arbeitszeit je Erwerbs-
tätigen überdurchschnittlich verringert werden kann. 
3.7 Zur Entwicklung der Beschäftigung in der Industrie 
Bei einem Rückgang der realen industriellen Nettopro-
duktion um rund l % im Jahresdurchschnitt 1974 ging 
die Zahl der Beschäftigten in der Industrie (in Betrieben 
mit 10 und mehr Beschäftigten) um 2,7 % auf 8,14 Mio. 
Personen zurück. 
Gegenüber dem gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungs-
rückgang um 2 % erwies sich damit erneut die über-
durchschnittliche Konjunktursensibilität der Industrie-
beschäftigung. Das in der Industrie im Jahre 1974 einge-
setzte Arbeitsvolumen (Summe der geleisteten Beschäf-
tigtenstunden) war um rund 5 % geringer als im Vor-
jahr. 
Die Anpassung des Arbeitsvolumens an die rezessive Pro-
duktionsentwicklung wurde nahezu gleichgewichtig über 
die Einschränkung der jährlichen Arbeitszeit je Beschäf-
tigten (—2½ %) und über die Verringerung der Be-
schäftigtenzahl (— 2,7 %) vollzogen. Inwieweit gegenüber 
früher bereits eine grundlegende Veränderung des 
Nachfrageverhaltens der Unternehmer am Arbeitsmarkt 
12) Wochenbericht des DIW 48/74 vom 28. 11. 1974. 
zu sehen ist, läßt sich gegenwärtig noch nicht abschließend 
beurteilen, weil der bislang beobachtete Produktions-
rückgang das Ausmaß der Rezession 1966/67 nicht er-
reicht hat. Immerhin hat sich die durchschnittliche Ar-
beitszeit im abgelaufenen Jahr stärker verringert als 
1967: Bei einem Rückgang der Produktion um 2,8 % und 
des Arbeitsvolumens um 8,5 % lag die durchschnittliche 
jährliche Arbeitszeit damals lediglich um 2,1 % unter 
dem entsprechenden Vorjahreswert. 
Untersucht man die einzelnen Industriehauptgruppen 
auf ihren Beitrag zum Beschäftigungsrückgang in der In-
dustrie insgesamt, so ergibt sich folgendes Bild: 
Das industrielle Wachstum wurde in den vergangenen 
Jahren in erster Linie von den Grundstoff- und Produk-
tionsgüterindustrien und den Investitionsgüterindu-
strien getragen. Andererseits haben sich diese Bereiche 
stets als überdurchschnittlich konjunkturanfällig erwie-
sen. Im Gegensatz dazu haben sie im Jahre 1974 die indu-
strielle Gesamtbeschäftigung eher stabilisiert, denn der 
Beschäftigungsrückgang war dort deutlich schwächer als 
im gesamtindustriellen Durchschnitt (vgl. dazu Tabelle 7 
im Tabellenanhang). 
Vom absoluten Rückgang der Beschäftigtenzahl in der 
Industrie im Jahre 1974 um rund 226 000 Personen ent-
fielen rund 9000 oder 4 % auf den Bergbau, 32 000 oder 
14 % auf die Grundstoff- und Produktionsgüterindu-
strien, 37 000 oder 16 % auf die Investitionsgüterindu-
strien, 15 000 oder 7 % auf die Nahrungs- und Genuß-




Die unterschiedliche Entwicklung der Beschäftigung in 
den Industriehauptgruppen ist im wesentlichen darauf 
zurückzuführen, daß einzelne Zweige der Grundstoff-
und Produktionsgüterindustrien und der Investitions-
güterindustrien mit weit überdurchschnittlichem Ex-
portanteil von der lebhaften Auslandsnachfrage profi-
tierten, während sich vor allem die im Verlauf des Jahres 
1974 rückläufigen realen inländischen Verbrauchsausga-
ben negativ auf die Beschäftigungslage in den Verbrauchs-
güterindustrien auswirkten. 
Der seit Jahren anhaltende strukturelle Schrumpfungs-
prozeß im Bergbau verlangsamte sich aufgrund durch 
Ölpreissteigerungen ausgelöster Prozesse der Rücksub-
stitution im Energiebereich. 
Im ganzen gesehen war der Produktionsrückgang 1974 
bei den überdurchschnittlich beschäftigungsintensiven In-
dustriezweigen schwächer ausgeprägt als bei den unter-
durchschnittlich beschäftigungsintensiven. 
4. Zur Entwicklung des Arbeitsmarktes im Jahre 1975 4.1 
Das Angebot an Arbeitskräften 1975 
Der neuesten amtlichen Bevölkerungsvorausschätzung 
folgend beträgt der Zuwachs der Zahl deutscher Ein-
wohner im Alter von mehr als 14 Jahren 1975 gegen- 
13) Deutsche Erwerbspersonen, bezogen auf die deutsche Wohnbevölkerung im 
Alter von mehr als 14 Jahren. 
14) Kühlewind, Gerhard; Thon Manfred: Projektion des deutschen Erwerbs-
personenpotentials für die Jahre 1977, 1980, 1985 und 1990 — Trendfort-
schreibung und zusätzliche Schätzung der Auswirkungen der flexiblen 
Altersgrenze und des Bildungsgesamtplans, MittAB 3/1973, S. 237 ff. 
über 1974 rund 170000 Personen (+ 0,4%). Trotz 
dieses Anstiegs sinkt das deutsche Erwerbspersonen-
potential (Inländerkonzept) auch noch 1975, und zwar 
gegenüber dem Vorjahr um 20 000 auf 24,501 Mio. Per-
sonen (Tabelle l im Anhang und Schaubild 2), weil die 
Potentialerwerbsquote weiterhin, wenn auch in vermin-
dertem Umfang, abnimmt (um —0,25 %-Punkte auf 
54,05 %
13). 
Erst ab 1976 ist wieder mit einem Anstieg des deut-
schen Erwerbspersonenpotentials zu rechnen 
14). Wie 
schon in den letzten Jahren, läßt sich der Rückgang der 
Potentialerwerbsquote auch 1975 nur noch un-
wesentlich auf Veränderungen der Alters- und Ge-
schlechtsstruktur der deutschen Wohnbevölkerung zu-
rückführen (demographische Komponente: — 0,02 %-
Punkte; Tabelle 2 im Anhang). 
Eine größere Rolle spielen die weiterhin zunehmende 
Verlängerung der Bildungsdauer, die trendmäßige Ab-
nahme der Alterserwerbstätigkeit, gegenläufig wirkt die 
Zunahme der Erwerbstätigkeit verheirateter Frauen vor 
allem in den mittleren Altersjahrgängen (Trend und 
institutionelle Komponente als Saldo dieser Effekte: 
— 0,23 %-Punkte). 
Aus der flexiblen Altersgrenze resultiert 1975 kein zu-
sätzlicher Rückgang des deutschen Erwerbspersonen-
potentials. Der bisherigen Annahme folgend (Inan-
spruchnahme durch 75 % der Anspruchsberechtigten), 
beträgt der „Entzugseffekt“ — verteilt auf die Jahre 
1973 und 1974 — etwa 160 000 Personen bzw. 0,36 %-
Punkte. Da sich die Jahrgangsstärke in den betroffenen 
68 Altersgruppen 1975 gegenüber den Vorjahren nur ge-
ringfügig verändert, ergeben sich auch keine Verän-
derungen dieses Entzugseffekts. Erste Informationen 
über die tatsächliche Inanspruchnahme lassen noch 
nicht erkennen, ob die der Rechnung zugrunde liegende 
Annahme eher zu hoch oder zu niedrig ist
15). 
Bei einer Aufgliederung des deutschen Erwerbspersonen-
potentials nach Halbjahren wäre die zeitliche Verteilung 
aller Abgänge (durch Verrentung, zeitweiliges oder end-
gültiges Ausscheiden von Frauen aus dem Erwerbsleben, 
Rückflüsse aus dem Erwerbsleben in das Ausbildungs-
system etc.) sowie der Zugänge (vor allem aus dem Aus-
bildungssystem und bei Wiedereintritt in das Erwerbs-
leben) zu berücksichtigen. Da genaue Informationen 
hierüber weitgehend fehlen, ist eine solche Aufgliede-
rung z. Z. nur mit Vorbehalten möglich. 
Unter Berücksichtigung der aufgezeigten Wende in der 
Entwicklung des deutschen Erwerbspersonenpotentials 
folgend, wird für 1975 unterstellt, daß der Rückgang im 
2. Halbjahr zum Stillstand kommt. Für das 1. Halbjahr 
1975 ist dann von einem Rückgang des deutschen Er-
werbspersonenpotentials um 40 000 auf 24,446 Mio. 
Personen (Inländerkonzept) bzw. 24,307 Mio. Personen 
(Inlandskonzept) auszugehen. 
Das Angebot an ausländischen Arbeitskräften wird unter 
den Bedingungen des Anwerbestopps weitgehend auf 
die bereits in der Bundesrepublik lebenden Ausländer 
begrenzt. Zunahmen sind nur aufgrund der weiterhin 
möglichen Familienzusammenführung, durch Heran-
wachsen von in der Bundesrepublik Deutschland leben-
den ausländischen Jugendlichen und durch weitere Zu-
wanderungen aus den Staaten der EG möglich. Außer-
dem sind in gewissem Umfang Rückwanderungen zu 
berücksichtigen. Die derzeit wirkenden arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen dürften eine beträchtliche Ver-
stärkung der Rückwanderungen (unmittelbar nach Be-
endigung eines Beschäftigungsverhältnisses oder nach 
15) s. Abschnitt 2.1. 
16) Vgl. Jahresgutachten . . . , Ziff. 267 ff., S. 113 ff. 
 
dem Erlöschen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld) zur 
Folge haben. Im Jahresdurchschnitt 1975 ist mit einem 
Rückgang des ausländischen Arbeitskräfteangebots in 
der Bundesrepublik Deutschland um 160 000 auf 
2,326 Mio. Personen (Inländerkonzept) zu rechnen 
(vgl. Tabelle l im Anhang). 
4.2 Die Arbeitskräftenachfrage 1975 
Wie eingangs bemerkt, stützt sich die nachfolgende 
Arbeitskräftenachfrage-Schätzung auf die jüngsten So-
zialproduktsprognosen des Sachverständigenrats. Sollten 
sich jene Produktionsprognosen als zu optimistisch er-
weisen — nach den neuesten Angaben einiger Institute 
ist dies zumindest für das 1. Halbjahr 1975 nicht aus-
zuschließen, da der Abschwung zum Jahresende 1974 hin 
noch spürbarer ausgefallen sein könnte als bislang unter-
stellt —, dann müßte allerdings auch die darauf gebaute 
Arbeitsmarktprognose nach unten revidiert werden. 
Im entgegengesetzten Fall gilt dies dagegen kaum: Eine 
spürbare Belebung am Arbeitsmarkt ließe sich in der 
gegenwärtigen Konstellation erst bei einem Wachstums-
tempo des Sozialprodukts erhoffen, das weit jenseits 
aller heutigen Schätzungen und Zielvorstellungen für 
1975 läge (vgl. Abschnitt 1). 
Zum Vergleich: Selbst im extrem wachstumsstarken 
Jahr 1968 (reales Bruttoinlandsprodukt + 7,1 % gegen-
über 1967) blieb die gesamtwirtschaftliche Beschäftigten-
zahl fast konstant und nahm die Zahl der Arbeitslosen 
lediglich ab (um rd. 130 000 Personen), weil der gleich-
zeitige Rückgang des deutschen Potentials (im Gegen-
satz zu 1975!) um rd. 200 000 Personen einen entspre-
chenden Ersatznachfragesog auf dem Arbeitsmarkt aus-
löste. Obendrein war damals die „Arbeitszeitreserve“ 
(konjunkturelle Trendabweichung) geringer als 1974/75. 
4.2.1 Die Arbeitskräftenachfrage im 1. Halbjahr 1975 
Nach dem Jahresgutachten 1974/75 des Sachverständigen-
rates
16) wird die gesamtwirtschaftliche Nachfrage nach 
Gütern und Diensten im 1. Halbjahr 1975 weiterhin 
stagnieren. Die Veränderung des realen Bruttoinlands- 
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chenden Vorjahreszeitraum wird — wie schon im 
2. Halbjahr 1974 — bei etwa 0 % liegen. 
Die Produktivität (reales Bruttoinlandsprodukt je Er-
werbstätigenstunde) wird — bei anhaltend geringer 
Kapazitätsauslastung und gedämpften Zukunftserwar-
tungen der Beschäftiger — im 1. Halbjahr 1975 voraus-
sichtlich um 4 % steigen. 
Hieraus resultiert ein Rückgang des erforderlichen 
Arbeitsvolumens um gut 4 %. Unter der Annahme, daß 
auch im 1. Halbjahr 1975 Kurzarbeit stark in Anspruch 
genommen wird, unterstellen wir einen Rückgang der 
durchschnittlichen jährlichen Arbeitszeit um 1,5 % ge-
genüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum. Der 
Bedarf an Arbeitskräften nimmt dementsprechend 
gegenüber dem 1. Halbjahr 1974 um 2,6 % oder ca. 
680 000 Personen ab (vgl. Übersicht 1). 
4.2.2 Die Arbeitskräftenachfrage im 2. Halbjahr und im 
Jahre 1975 insgesamt 
Der Sachverständigenrat geht in seinem Jahresgutachten 
1974/75 von einem Wachstum des realen Bruttoinlands-
produkts für das 2. Halbjahr 1975 um + 3½ % aus. 
Auch diese Annahme wird hier übernommen. 
Demzufolge wird die Auslastung sowohl der personellen 
als auch der Sachkapazitäten im 2. Halbjahr ansteigen, 
so daß für diesen Zeitraum mit einer verstärkten Zu-
nahme der Produktivität (reales Bruttoinlandsprodukt 
je Erwerbstätigenstunde) um 4½ % zu rechnen ist. 
Somit ist im 2. Halbjahr 1975 gegenüber dem Vorjahr 
zwar noch mit einem Rückgang des Arbeitskräfte-
bedarfs um 1,2 % zu rechnen, das sind ca. 300 000 Per-
sonen. Gegenüber dem 1. Halbjahr 1975 bedeutet dies 
aber schon einen Anstieg um mehr als 200 000 Personen. 
Im Durchschnitt des Jahres 1975 rechnet der Sach-
verständigenrat mit einem Anstieg des realen Brutto-
inlandsprodukts um 2 %. Die Zuwachsrate der Produk-
tivität je geleisteter Stunde ist auf 4½ % zu veranschlagen. 
Das gesamtwirtschaftlich genutzte Arbeitsvolumen wird 
demnach im Durchschnitt um 2,7 % geringer sein als 
1974. Die jährliche Arbeitszeit je Erwerbstätigen geht im 
Jahresdurchschnitt 1975 nahezu dem Trend entspre-
chend nur noch um 0,8 % zurück. 
Die Zahl der Erwerbstätigen wird unter den hier ge-
troffenen Annahmen im Jahresdurchschnitt 1975 um 
1,9 % (ca. 490 000 Personen), also fast so stark wie 1974, 
zurückgehen. 
Zur Entwicklung von Bruttoinlandsprodukt, Produkti-
vität und Erwerbstätigenzahl in den Hauptwirtschafts-
bereichen vgl. die Tabellen 5—7 im Anhang. 
4.3 Die Arbeitsmarktbilanz 1975 
Die nachstehend dargestellte Bilanz für den Arbeits-
markt der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1975 
zeigt, mit welchen Veränderungen der wichtigsten 
Arbeitsmarktaggregate im nächsten Jahr unter den hier 
getroffenen Annahmen zu rechnen wäre. Zugleich wer-
den aber — und darin liegt der Hauptzweck dieser 
Bilanz — gerade durch das Aufzeigen der vielfältigen 
Bedingtheiten und der gegenseitigen Abhängigkeiten der 
Aggregate voneinander auch Ansatzpunkte und Spiel-
räume für frühzeitiges Gegensteuern sichtbar gemacht 
(vgl. Übersicht 2). 
4.3.1  Die Arbeitsmarktbilanz im 1. Halbjahr 1975 
Die Arbeitsmarktbilanz für das 1. Halbjahr 1975 zeigt 
gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum ein 
weiterhin sehr ungünstiges Bild. Im einzelnen ist bei den 
Arbeitsmarktaggregaten mit folgenden Veränderungen 
(jeweils gegenüber dem 1. Halbjahr 1974) zu rechnen: 
•  Zu der nur noch geringen Abnahme der Zahl der 
deutschen Erwerbspersonen (Potential) um 0,2 % oder 
40 000 Personen kommt ein Rückgang der Zahl der 
ausländischen Erwerbspersonen von 6½ % oder 170 000 
Personen, so daß die Gesamtzahl der Erwerbspersonen 
um ca. 210 000 zurückgeht. 
Aufgrund der oben erörterten Entwicklung der durch-
schnittlichen Arbeitszeit ist mit einem Rückgang der 
Zahl der Erwerbstätigen insgesamt um ca. 680 000 Per-
sonen oder 2½ % zu rechnen. Die Zahl der deutschen 
Erwerbstätigen wird um ca. 430 000 Personen (— 1,8 %) 
abnehmen. Bei den ausländischen Erwerbstätigen wird 
hier angesichts der Entwicklungstendenzen, die sich im 
vergangenen Jahr abgezeichnet haben, für 1975 mit 
einem Abbau um ca. 250 000 Personen (— 10 %) ge-
rechnet. 
Da der Potentialrückgang bedeutend geringer ist, ver-
stärkt sich die Unterauslastung des Arbeitskräftepoten-
tials weiter. Im einzelnen ist bei den registrierten und 
nicht registrierten Arbeitslosen (Stille Reserve) mit fol-
gender Entwicklung im 1. Halbjahr 1975 zu rechnen: 
•  Die Zahl der deutschen Arbeitslosen wird um etwa 
290 000 Personen (+ 60%)  ansteigen und damit 
im 
Durchschnitt des 1. Halbjahres 1975 ca. 770 000 
Personen betragen. Gleichzeitig wird sich, den 
Erfahrungen 
des Jahres 1974 folgend, die Zahl der arbeitslosen Aus-
länder mehr als verdoppeln ( + 80 000 Personen) und 
damit eine Höhe von ca. 140 000 Personen erreichen. 
Insgesamt wächst die Zahl der registrierten Arbeitslosen 
um ca. 370 000 Personen (+ 70%) auf einen 
Durchschnittsbestand im 1. Halbjahr 1975 von gut 
900 000 
Personen an. 
•  Die Stille Reserve wird — folgt man auch hier der 
Tendenz von  1974   —   weiterhin   zunehmen   (etwa 
+ 100 000 Personen) und sich damit auf über 300 000 
Personen belaufen. Insgesamt (registrierte Arbeitslose 
und Stille Reserve) wird die Zahl der nichtbeschäftigten 
Erwerbspersonen  im  Durchschnitt  des   1.  Halbjahres 
1975 einen Stand von ca. 1,2 Mio. Personen erreichen, 
etwa 450 000 mehr als im entsprechenden Vorjahres-
zeitraum. 
Der Auslastungsgrad des potentiellen Arbeitsvolumens 
ist damit im 1. Halbjahr 1975 auf rd. 94 % zu ver-
anschlagen. Die „Unterauslastungsquote“ von rd. 6 % 
verteilt sich zu 4,5 %-Punkten auf die Arbeitskräfte-
komponente und zu knapp 1,5 %-Punkten auf die 
Arbeitszeit. 
4.3.2  Die Arbeitsmarktbilanz im 2. Halbjahr und im Jahr 1975 
insgesamt 
Folgt man den hier getroffenen Grundannahmen über 
die Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Aktivität, 
so ist auch im 2. Halbjahr 1975 mit einem weiterhin 
geringen, wenn auch gegenüber dem 1. Halbjahr 1975 
leicht verbesserten Beschäftigungsgrad zu rechnen (Ver-
gleich jeweils gegenüber dem 2. Halbjahr 1974): 
•  Die Zahl der deutschen Erwerbspersonen (Potential) 
dürfte im 2. Halbjahr 1975 unverändert bleiben (vgl. 
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personen wird im selben Maße durch Rückwanderung 
abnehmen wie im 1. Halbjahr 1975 (— 170 000 Personen 
oder — 6½ %). Die Veränderung der Erwerbspersonen 
insgesamt im 2. Halbjahr 1975 wird also allein von den 
ausländischen Erwerbspersonen bestimmt. 
•  Bei den hier unterstellten Annahmen über die Ar-
beitszeitentwicklung wird sich die Zahl der deutschen 
Erwerbstätigen im 2. Halbjahr 1975 kaum mehr ver-
ringern. Bei einer Abnahme um 0,2 % (ca. 50 000 Per-
sonen) wird ihr Bestand im 2. Halbjahr bereits um mehr 
als 300 000 Personen über dem des 1. Halbjahres 1975 
liegen.   Die  Unterauslastung   des  deutschen  Erwerbs- 
personenpotentials ist nur noch geringfügig stärker als 
im 2. Halbjahr 1974. Wie schon im 1. Halbjahr wird die 
Zahl der ausländischen Erwerbstätigen im 2. Halbjahr 
1975 um ca. 250 000 Personen abnehmen und — bei 
einem Jahresendstand von 2,1 Mio. Personen   —   im 
Durchschnitt nur noch etwa 2,2 Mio. Personen betragen 
(Höchststand im 2. Halbjahr 1973: 2,6 Mio. Personen). 
Insgesamt wird die Zahl der Erwerbstätigen damit im 
2. Halbjahr 1975 um ca. 300 000 Personen (—1,2 %) 
unter dem entsprechenden Vorjahreszeitraum liegen. 
Bei den nichtbeschäftigten Erwerbspersonen ist mit fol-
gender Entwicklung im 2. Halbjahr 1975 zu rechnen: 
•  Mit gut 700 000 wird die Zahl der registrierten Ar-
beitslosen insgesamt um ca. 90000 Personen (+ 14 %) 
den Vorjahresstand übertreffen. Einer fast unveränder-
ten Zahl von arbeitslosen Deutschen (+ 10 000 Perso-
nen) steht eine weiterhin stark steigende Zahl arbeits-
loser Ausländer (+ 80 000 Personen oder ca. + 100 %) 
gegenüber. 
•  Bei den Stillen Reserven wird sich die Zunahme wie 
bei den deutschen Arbeitslosen abschwächen. Gegenüber 
dem 2. Halbjahr 1974 werden es 40 000 Personen oder 
ca. 15 % mehr sein. 
Insgesamt wird die Zahl der nichtbeschäftigten Erwerbs-
personen (Deutsche und Ausländer) im 2. Halbjahr 1975 
noch bei etwa l Mio. liegen. Das sind etwa 200 000 Per-
sonen weniger als im 1. Halbjahr, aber noch etwa 130 000 
mehr (+ 14 %) als im 2. Halbjahr 1974. 
Der Auslastungsgrad des potentiellen Arbeitsvolumens 
ist damit im 2. Halbjahr 1975 mit 95,5 % gegenüber dem 
1. Halbjahr des gleichen Jahres (94,2 %) wieder ange-
stiegen. Von der „Unterauslastungsquote“ (4,5 %) ent-
fallen 4 %-Punkte auf die Komponente Arbeitskräfte-
potential und 0,5 %-Punkte auf die Komponente Ar-
beitszeitpotential. 
Unter all diesen Annahmen über die Entwicklung der 
Gesamtwirtschaft in den beiden Halbjahren ergibt sich 
im Jahresdurchschnitt 1975 für den Arbeitsmarkt fol-
gendes Bild (jeweils gegenüber dem Jahresdurchschnitt 
1974): 
•  Die Zahl der deutschen Erwerbspersonen (Potential) 
wird geringfügig zurückgehen (— 20 000 Personen). Mit 
der Abnahme der ausländischen Erwerbspersonen um 
170 000 Personen ergibt sich ein Gesamtrückgang der 
Erwerbspersonen um ca. 190 000 Personen oder 0,7 %. 
•  Deutsche und ausländische Erwerbstätige werden — 
in Anbetracht der hier unterstellten Arbeitszeitentwick-
lung — absolut in etwa gleichem Ausmaße, nämlich um 
jeweils ca. 250 000 Personen, abnehmen. Das bedeutet bei 
den Deutschen einen Rückgang um l %, bei den Aus- 
ländern um 10%. Die Zahl der Erwerbstätigen insge-
samt wird um knapp 500 000 Personen oder 1,9 % ab-
nehmen. 
•  Die Zahl der registrierten Arbeitslosen wird  1975 
noch einmal (um ca. 230 000 Personen) ansteigen: Bei 
den Deutschen wird ein Anstieg um ca. 150 000 Personen 
oder knapp 30%, bei den Ausländern um ca. 80 000 
Personen zu verzeichnen   sein.   Im   Jahresdurchschnitt 
1975 wird die Gesamtzahl der registrierten Arbeitslosen 
ca. 800 000 Personen betragen (ca. 650 000 Deutsche, 
150 000 Ausländer). 
•  Die Zahl der Stillen Reserven wird um ca. 70 000 
Personen auf über 300 000 ansteigen. 
Die Zahl der nichtbeschäftigten Erwerbspersonen ins-
gesamt wird im Jahresdurchschnitt 1975 mit über 
1,1 Mio. um 300 000 Personen über dem Jahresdurch-
schnitt 1974 liegen. 
Für das Jahr 1975 errechnet sich ein Auslastungsgrad des 
potentiellen Arbeitsvolumens von knapp 95 %. Die 
Differenz zur Vollauslastung von 5,2 %-Punkten ver-
teilt sich zu 4,3 %-Punkten auf die Erwerbspersonen-
komponente und zu fast l %-Punkt auf die Arbeits-
zeit. 
5. Schlußbetraditung 
Wie einleitend erörtert, läßt sich heute nur schwer ab-
schätzen, wie realitätsnah die der vorliegenden Modell-
rechnung zugrunde gelegten Grundannahmen über die 
Entwicklung von gesamtwirtschaftlicher Nachfrage, 
Produktion und Produktivität sind. Angesichts dieser 
Situation bedarf es darüber hinaus realistischer Vor-
stellungen von den Größenordnungen der Arbeits-
marktauswirkungen auch anderer, ungünstigerer Ent-
wicklungen der Gesamtwirtschaft. Hierzu gilt folgende 
Faustregel: In Anbetracht der bislang zu erwartenden 
Aufteilung eines Beschäftigungsrückganges auf Arbeits-
zeitreduktion und Erwerbstätigenabnahme sowie auf 
In- und Ausländer und schließlich auf Zunahme der 
Stillen Reserve einerseits und Anstieg der Zahl registrier-
ter Arbeitsloser andererseits, kann man davon ausgehen, 
daß eine Abweichung von der unterstellten Wachstums-
rate um l %-Punkt nach unten im Endresultat zu 
zusätzlichen 120 000 Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt 
1975 führen würde. Bliebe das gesamtwirtschaftliche 
Wachstum noch stärker — z. B. um 2 %-Punkte — unter 
dem Prognosewert, dann müßte die Zahl zusätzlicher 
Arbeitsloser auf rund 350 000 Personen veranschlagt 
werden. Diese Relation gilt allerdings nur bei zuneh-
mender Arbeitslosigkeit; bei einem wirtschaftlichen 
Wiederaufschwung müssen andere Verhaltensweisen 
unterstellt werden (vgl. Abschnitt 4.2). 
Abschließend sei mit Nachdruck darauf hingewiesen, daß 
sich Wachstumsschwächen in der Bundesrepublik 
Deutschland im nächsten Jahr und, mehr noch, in den 
darauf folgenden Jahren, aufgrund der Entwicklung des 
deutschen Arbeitskräftepotentials weitaus stärker auf 
den Arbeitsmarkt auswirken werden, als dies in den 
vergangenen 10 Jahren der Fall gewesen war oder wäre. 
Die insofern günstige Konstellation von 1968 z. B., in 
der der vorübergehende konjunkturelle Arbeitskräfte-
überschuß teilweise durch gleichzeitigen Potentialrück-
gang ausgeglichen worden war, kann in den nächsten Jah-
ren, in denen das deutsche Potential sogar leicht an-
steigen wird, nicht erwartet werden. 
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Defizit im gesamtwirtschaftlichen Wachstumstempo zu-
rückzuführen ist, birgt — bei gegenüber früher besserer 
Arbeitsplatzsicherung älterer Arbeitnehmer — insbeson-
dere die Gefahr, daß der Übergang aus dem Bildungs-
in das Beschäftigungssystem erschwert wird. Erste An-
zeichen einer derartigen Entwicklung findet man bereits 
in den jüngsten Statistiken zur Struktur der Arbeits-
losigkeit. Die im nachstehenden Anhang aufgeführten 
Daten sollen zur Beurteilung der hiermit verbundenen 
Probleme beitragen. 
6. Anhang: Zur Beurteilung der weiteren Entwicklung 
der Jugendarbeitslosigkeit 
6.1 Ausgangssituation 
Die Ende September 1974 von der Bundesanstalt für 
Arbeit durchgeführte Sonderuntersuchung „Struktur-
analyse der Arbeitslosen“ ergab, daß zu diesem Zeit-
punkt 69 800 Jugendliche (Altersgruppe bis unter 
20 Jahren) arbeitslos waren. Ein beträchtlicher Teil die-
ser Jugendlichen waren Berufsanfänger, die von der ver-
schlechterten Arbeitsmarktlage überdurchschnittlich 
stark betroffen sind. 
Die Zunahme der Arbeitslosigkeit gegenüber dem Sep-
tember des Vorjahres war bei den Jugendlichen mit 
233,0 % (gegenüber 154,2 % im Durchschnitt) mit Ab-
stand am höchsten. Dadurch erhöhte sich der Anteil die-
ser Altersgruppe an der Gesamtzahl der Arbeitslosen 
von 9,6 auf 12,5 %. Die altersspezifische Arbeitslosen-
quote der unter 20jährigen schließlich, die im Vorjahr 
mit 1,0 % in etwa dem Durchschnitt entsprach, stieg auf 
3,4 % und lag damit um einen vollen Prozentpunkt über 
der durchschnittlichen Arbeitslosenquote aller Alters-
gruppen. 
Beachtenswert ist in diesem Zusammenhang, daß im 
Verlauf der Rezession 1967/68 die jüngeren Arbeit-
nehmer am wenigsten, dagegen die älteren Arbeitnehmer 
am meisten von der Arbeitslosigkeit betroffen waren. 
Der hohe Anteil Jugendlicher an der Gesamtzahl aller 
Arbeitslosen des Jahres 1974 kann allerdings nicht aus-
schließlich mit der konjunkturellen Entwicklung erklärt 
werden. Betrachtet man nämlich den Verlauf der Ar-
beitslosenanteile nach Altersgruppen seit 1967, so fällt 
auf, daß die jüngeren Arbeitslosen eine kontinuierliche, 
trendmäßige Zunahme ihres Anteils aufweisen, die älte-
ren dagegen einen kontinuierlichen Rückgang. Die für 
die Bundesrepublik Deutschland im Vergleich mit 
1967/68 grundlegend veränderte Situation verdeutlicht 
die Übersicht 3: 
 
6.2 Bevölkerungsentwicklung 
Durch das Nachrücken geburtenstarker Jahrgänge steigt 
auch weiterhin die Zahl der Bevölkerung in der Alters-
gruppe 15 bis unter 20 Jahre an. Der Zuwachs, der 
1973 etwa 80 000 und 1974 etwa 100 000 Personen 
betrug, stabilisiert sich 1975 bei etwa 130 000 Personen 
pro Jahr. Dieser Jahreszuwachs gilt bis etwa 1980, ver-
ringert sich dann und wird nach 1982 negativ
17). 
Für die Altersgruppe der 15- bis unter 20jährigen 
existieren stets zwei biographische Schwellen, an denen 
Eingliederungsprobleme auftreten können: einmal beim 
Übergang von der allgemeinbildenden Schule (im Norm-
fall 15- bis 16jährige — bei Außerachtlassung der Teil-
nehmer an weiterführender Allgemeinbildung), und 
zum anderen beim Übergang aus der berufsbildenden 
Schule in das Arbeitsleben (im Normfall 18- bis 19jäh-
rige). Im ersten Fall besteht das Problem in der Auf-
nahmefähigkeit des Marktes für Ausbildungsstellen, im 
zweiten Fall liegt es bei der Aufnahmefähigkeit des 
Arbeitsmarktes gerade Ausgebildeter. Eine Burteilung 
der weiteren Entwicklung muß deshalb zwischen diesen 
beiden Schwellenproblemen unterscheiden. 
6.3  Absolventen von allgemeinbildenden Schulen nach der 
Sekundarstufe I 
Trotz des Zuwachses der Zahl der 15- bis unter 20jäh-
rigen geht nach den Berechnungen der Arbeitsgruppe 
Bedarfsfeststellung
18) die Zahl der Absolventen aus all-
gemeinbildenden Schulen nach der Sekundarstufe I 
(Hauptschulabgänger ohne und mit Abschlußzeugnis, Ab-
schlüsse an Realschulen und Abendrealschulen, Abgänger 
nach Abschluß des 10. Schuljahres an Gymnasien) und 
aus Sonderschulen 1975 und 1976 im Bundesdurchschnitt 
zurück. Während am Ende des Schuljahres 1973/74 etwa 
680 000 Jugendliche aus den allgemeinbildenden Schulen 
und Sonderschulen entlassen wurden, sind es nach diesen 
Berechnungen 1974/75 etwa 650 000 und 1975/76 etwa 
625 000. Im folgenden Jahr steigt diese Zahl allerdings 
wieder auf das Niveau von 1973/74. 
Der Rückgang 1975 gegenüber 1974 ergibt sich in erster 
Linie bei den Hauptschulabsolventen mit Abschluß 
(— 37 000). Bei der Problemgruppe der Hauptschüler 
ohne Abschluß und der Sonderschüler — sie umfaßte in 
den letzten 3 Jahren jeweils rund 135 000 Abgänger — 
kommt es lediglich zu einem Rückgang auf 128 000; die 
Realschulabsolventen werden um etwa 12 000 ansteigen. 
Ursache für diese Entwicklung sind die Kurzschuljahre 
der Jahre 1966 und 1967 in den Ländern Baden-Würt-
temberg, Bremen, Niedersachsen, Hessen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und 
Saarland, da auf 2 Jahre 3 Einschulungstermine (statt 2, 
wie üblich) entfielen, wovon 2 zwangsläufig vergleichs-
weise niedrigere Schülerzahlen auswiesen. In Bayern 
(keine Änderung) sowie in Berlin und Hamburg 
(Langschuljahr — bis 1975 Entlassungen sowohl im 
Frühjahr als auch im Herbst aus der Sekundarstufe I) 
kommt es zu keiner Verringerung der Absolventenzahl. 
Hier nimmt diese Zahl weiter zu. Dies gilt in verstärktem 
Maße im Jahr 1975 auch für Niedersachsen. Der Kurz-
schuljahreffekt tritt dort wegen der zusätzlichen Ein-
führung einer Klasse 9 S erst ein Jahr später (also 1976 
und 1977) auf. 
6.4  Absolventen der berufsbildenden Schulen 
Die Gesamtzahl der Absolventen der berufsbildenden 
Schulen steigt 1975 und 1976 weiter an, denn der Kurz- 
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1979/80 auf. Die zahlenmäßig am stärksten besetzte und 
und für das Problem der Jugendarbeitslosigkeit beson-
ders bedeutsame Gruppe der Abgänger aus den Berufs-
schulen nimmt — wiederum nach den Berechnungen der 
Arbeitsgruppe Bedarfsfeststellung — 1974/75 gegenüber 
1973/74 um etwa 8000, 1975/76 gegenüber 1974/75 
nochmals um etwa 9000 Personen zu (1975/76 etwa 
497 000 Berufsschulabsolventen). 1975 und 1976 steigt 
die Zahl der Abgänger aus Fachschulen nur um jeweils 
durchschnittlich 1000 und aus Berufsfachschulen um je-
weils durchschnittlich knapp 2000. 
Einen Überblick über die Entwicklung der Bevölke-
rungs- und Absolventenzahlen liefert die Übersicht 4. 
6.5 Schlußfolgerungen 
Aus demographischen Gründen ist im Trend der näch-
sten 7 Jahre keine Verringerung, eher eine Ver-
schärfung des Problems der Eingliederung von Jugend-
lichen in das Ausbildungs- und Beschäftigungssystem zu 
19) Ab 1977 wächst die Zahl der Entlassungen aus dem allgemeinbildenden 
Schulsystem wieder über die Zahl von 1974 hinaus und strebt einem 
Maximum Ende der siebziger Jahre zu. 
erwarten. Dies gälte an sich auch für 1975. Da aber in der 
Mehrzahl der Bundesländer gerade in diesen Jahren die 
Auswirkungen der Einführung der Kurzschuljahre vor 
9 Jahren durchschlagen, werden im Bundesdurchschnitt 
die Entlassungen aus der Sekundarstufe I des allgemein-
bildenden Schulsystems 1975 und 1976 niedriger sein als 
im Vorjahr. Dadurch tritt eine gewisse vorübergehende 
Entlastung an der Schwelle zwischen allgemeinbildender 
Schule und Berufsausbildung ein
19). 
Die Entlassungen aus dem berufsbildenden Schulsystem 
aber werden 1975 und 1976 höher sein als 1974. Daraus 
folgt, daß man sich gegenwärtig darauf einrichten muß, 
daß kurzfristig wirksame Auffangmaßnahmen zur Re-
duzierung der Jugendarbeitslosigkeit insbesondere auch, 
im Anschluß an die Lehrausbildung erforderlich werden. 
All dies gilt allerdings nicht für alle Bundesländer im 
einzelnen. In Hamburg, Berlin, Bayern und Niedersach-
sen ergeben sich infolge anderer Schuljahresregelungen 
abweichende Konstellationen. Hier steigen auch 1975 und 
1976 (1976 mit Ausnahme von Niedersachsen) sowohl 
die Absolventenzahlen aus dem allgemeinbildenden als 
auch aus dem berufsbildenden Schulsystem. 
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